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Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
1. Abgeordnete
Christine

Scheel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aus
nich
run
sen
vor
welchen Gründen hat sich das Kabinett noch
t mit dem Entwurf eines 8. Gesetzes zur Ände-

g des Steuerberatungsgesetzes beschäftigt, des-
Referentenentwurf bereits seit dem 13. Juli 2006
liegt, und wann ist mit einem Kabinettsbeschluss

zu rechnen?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Wirtschaft
und Technologie
2. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)

Anh
die
Aus
sie
and welcher konkreter Qualitätskriterien misst
Bundesregierung die Innovationskraft und die
strahlkraft von wirtschaftlichen Clustern in die
umgebenden ländlichen Räume, und welche

Beispiele gibt es hierfür in den ostdeutschen Bundes-
ländern?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
3. Abgeordnete
Elke

Reinke

(DIE LINKE.)

We
vom
ben
15.
lche Haltung nimmt die Bundesregierung zu der
Deutschen Städte- und Gemeindebund erho-

en Forderung (vgl. WELT am SONNTAG,
April 2007) ein, schnell einen Vorschlag zur

Bereitstellung von Bundesmitteln für einen Ausbau
der Kleinkinderbetreuung vorzulegen, um den
Kommunen Planungssicherheit zu geben und die
bei den Eltern geweckten Erwartungen nicht zu ent-
täuschen?
4. Abgeordnete
Elke
Reinke

(DIE LINKE.)

Wie
sche
Rüc
kon
bewertet die Bundesregierung den vom Deut-
n Städte- und Gemeindebund angedrohten
kzug aus einem gemeinsamen Finanzierungs-
zept für den Ausbau der Kleinkindbetreuung für

den Fall, dass der Bund sich nicht an der Finanzie-
rung des Ausbaus beteilige?
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Gesch�ftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
5. Abgeordnete
Dr. Uschi

Eid
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Lieg
von
vor
stan
seum
t der Bundesregierung derzeit ein aktuelles und
unabhängigen Experten erstelltes Gutachten

, das Auskunft über den konservatorischen Zu-
d der Nofretete-Büste des Ägyptischen Mu-
s in Berlin gibt?
6. Abgeordnete
Dr. Uschi

Eid

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
Gru
man
serv
sem
nn nein, aufgrund welcher gutachterlicher
ndlage kam Kulturstaatsminister Bernd Neu-
n zu der Entscheidung, dass gegenwärtig „kon-
atorische und restauratorische Bedenken“ (Pres-
itteilung vom 13. April 2007) gegen die von öf-

fentlicher Seite geforderte und auch gegen den von
ägyptischer Seite bereits im Jahr 2006 geäußerten
Wunsch nach einer temporären Ausleihe der Nofre-
tete-Büste nach Ägypten sprechen?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums des Innern
7. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)

We
für
Filb
bere
lche Bundesminister nahmen an der Trauerfeier
den ehemaligen Marine-Stabsrichter Hans

inger teil, und sind diese Bundesminister ggf.
it, sich bei den Hinterbliebenen des Matrosen

Walter Gröger für ihre Teilnahme an der Trauer-
feier für den „furchtbaren Juristen“ zu entschuldi-
gen (Süddeutsche Zeitung), 13. April 2007)?
8. Abgeordnete
Dr. Gesine

Lötzsch

(DIE LINKE.)

Hat
Ma
und
schr
die Bundesregierung den Hinterbliebenen des
rine-Stabsrichters Hans Filbinger kondoliert,

wenn ja, wie lautet der Text des Kondolenz-
eibens?
9. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)

Wie
nen
obe
kan
viele schwerbehinderte Hochschulabsolventin-
und -absolventen wurden im Jahr 2006 bei

rsten Bundesbehörden als Praktikantin/Prakti-
t beschäftigt?
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10. Abgeordneter
Wolfgang

Wieland

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unt
vom
entw
änd
auß
erstützt die Bundesregierung die Absicht, den
Bundeskabinett bereits beschlossenen Gesetz-

urf zum neuen Passgesetz dahingehend zu
ern, dass die Fingerabdrücke der Passinhaber
er im Chip des Passes auch an anderer Stelle

gespeichert werden können, oder hält sie an dem
Vorhaben fest, die „bei der Passbehörde gespeicher-
ten Fingerabdrücke“ „spätestens nach der Aushän-
digung des Passes an den Passbewerber zu löschen“
(Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Bundes-
tagsdrucksache 16/4138)?
11. Abgeordnete
Ulla
Jelpke

(DIE LINKE.)

Beu
Bun
im
Zug
rteilt die Bundesregierung, ähnlich wie es der
desminister des Innern, Dr. Wolfgang Schäuble,

Interview mit dem Stern getan hat, den Online-
riff der Polizeien und anderer Behörden auf di-

gitalisierte Passfotos der Meldebehörden als Fortset-
zung der bisherigen Fax- und E-Mail-Übermittlung?
12. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)

Kan
gita
nah
Dem
n die Bundesregierung ausschließen, dass die di-
lisierten Bilder auch zum Abgleich mit Videoauf-
men und zur Identifizierung in Echtzeit z. B. bei

onstrationen verwendet werden, und wenn ja,
wie?
13. Abgeordneter
Jürgen

Koppelin

(FDP)

Wa
nern
läss
des
nn wurde das vom Bundesministerium des In-
dem Haushaltsausschuss des Bundestages an-

lich der Haushaltsberatungen zur Aufstellung
Haushalts 2007 zugeleitete „Programm zur

Stärkung der Inneren Sicherheit“ (PSIS) im Bundes-
kabinett beschlossen?
14. Abgeordneter
Jerzy

Montag

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Teil
19.
desm
won
lich
t die Bundesregierung die im „stern“ vom
April 2007 veröffentlichte Auffassung des Bun-

inisters des Innern, Dr. Wolfgang Schäuble,
ach sich nicht neue technisch (vielleicht) mög-

e präventive oder repressive Ermittlungsmetho-
den nach den Vorgaben des Grundgesetzes zu rich-
ten haben, sondern das Grundgesetz jeweils den
aktuellen Anforderungen der Ermittlungsbehörden
„anzupassen“ ist, wobei nach dem Grundsatz von
„Versuch und Irrtum“ vorgegangen werden soll und
darf?
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15. Abgeordneter
Jerzy

Montag

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Teil
die
Dr.
der
erw
t die Bundesregierung in diesem Zusammenhang
Auffassung des Bundesministers des Innern,
Wolfgang Schäuble, dass die Bundesministerin
Justiz, Brigitte Zypries, öffentlich den Eindruck
eckt, dass keine konstruktive Zusammenarbeit

zwischen den beiden Ministern besteht, und worin
genau bestehen die Differenzen zwischen dem In-
nen- und dem Justizministerium?
16. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)

We
lung
der
Sch
lche Befürchtungen aus der Zeit der Volkszäh-
vor 20 Jahren wertet die Bundesregierung wie
Bundesminister des Innern, Dr. Wolfgang

äuble, als „hysterische Übertreibungen“, und
was bedeutet in diesem Zusammenhang der Hin-
weis, dass auch die Debatte um das informationelle
Selbstbestimmungsrecht aus dieser Zeit stamme
(stern 19/2007)?
17. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)

Ist
che
änd
Rec
im Zusammenhang mit den angekündigten si-
rheitspolitischen Richtlinien eine Grundgesetz-
erung geplant, mit der die bisher nach dem
ht auf informationelle Selbstbestimmung zwin-

gend geforderte Zweckbindung erhobener Daten
aufgehoben wird?
18. Abgeordneter
Michael

Leutert

(DIE LINKE.)

Teil
desm
nac
„wi
t die Bundesregierung die Definition des Bun-
inisters des Innern, Dr. Wolfgang Schäuble,

h der der Kern der Unschluldsvermutung heiße,
r lassen lieber zehn Schuldige nicht bestrafen als

einen Unschuldigen zu bestrafen.“ (stern 19/2007)?
19. Abgeordneter
Michael

Leutert

(DIE LINKE.)

We
Ber
dem
Kon
lche Befugnisse soll das Bundeskriminalamt im
eich der Gefahrenabwehr konkret bekommen, in

die Unschuldsvermutung nicht gilt, und welche
sequenzen wird das für die Eingriffschwelle der

„konkreten Gefahr“ und den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit haben?
20. Abgeordnete
Silke

Stokar von Neuforn
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
legu
Wo
Pas
die
lche der zahlreichen bekannt gewordenen Über-
ngen des Bundesministers des Innern, Dr.
lfgang Schäuble, wie der Online-Zugriff auf
sfotos, die Speicherung von Fingerabdrücken,
Online-Durchsuchung privater Computer, die
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polizeiliche Nutzung von Maut-Daten, der Einsatz
der Bundeswehr im Innern, der Abschuss von
gekaperten Passagierflugzeugen, werden von der
Bundesregierung unterstützt?
21. Abgeordnete
Silke

Stokar von Neuforn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
verf
verm
will die Bundesregierung die Einhaltung des
assungsrechtlichen Grundsatzes der Unschulds-
utung gewährleisten?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
22. Abgeordneter
Joachim
Günther

(Plauen)

(FDP)

Bes
„Ja
1. J
Ric
Stra
tätigt die Bundesregierung den Baubeginn des
gdbergtunnels“ auf der Autobahn 4 bei Jena am
uni 2007, obwohl durch die Novellierung der
htlinien für die Ausstattung und den Betrieb von
ßentunneln (RABT) 2006 eine neue Situation

gegenüber dem Planungsverfahren entstanden ist?
23. Abgeordneter
Joachim

Günther

(Plauen)
(FDP)

Ist
vell
tran
den
zen
der Bundesregierung bekannt, dass mit der No-
ierung der RABT 2006 bis zu 1 600 Gefahrgut-
sporter auf Umleitungsstrecken verwiesen wer-
müssen, die teilweise Steigungen über 10 Pro-

t haben und durch mehrere Orte führen?
24. Abgeordneter
Uwe

Barth

(FDP)

Hat
Ric
Stra
von
die Bundesregierung bei der Novellierung der
htlinien für die Ausstattung und den Betrieb von
ßentunneln 2006 geprüft, ob die Einrichtung
Gefahrgutsammelstellen für besondere Durch-

fahrtszeiten an den Tunneleingängen möglich und
sinnvoll ist?
25. Abgeordneter
Uwe

Barth

(FDP)

Häl
che
nen
Fah
t die Bundesregierung zur Vermeidung zusätzli-
r Belastungen der von einer Umgehung betroffe-
Orte eine Lösung dahingehend für sinnvoll, eine
rspur der alten Streckenführung der Autobahn 4

für Gefahrguttransporte oder als Ausweichstrecke
im Falle von Havarien im Tunnel aufrechtzuerhal-
ten, und wenn nein, welche Gründe sprechen dage-
gen?
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26. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
zun
stan
1,85
Sich
ieweit hält die Bundesregierung die Kostenschät-
g für das Transrapid-Projekt München des Sach-
dsberichtes vom 30. Juni 2004 in Höhe von
Mrd. Euro vor dem Hintergrund gestiegener
erheits- und Brandschutzanforderungen noch

für aktuell, und welche Kostenfortschreibungen hat
die Bundesregierung vorgenommen?
27. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inw
der
bau
Win
wel
ieweit teilt die Bundesregierung die Auffassung
Niedersächsischen Landesbehörde für Straßen-

und Verkehr, dass dem Transrapid keine
tertauglichkeit zugeschrieben werden kann, und

che Auswirkungen hat das auf das finanzielle
Engagement des Bundes am Transrapid-Projekt
München, das von einem ganzjährigen Fahrbetrieb
ausgeht?
28. Abgeordneter
Peter

Hettlich

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
wor
160
gen
Sch
viel Zeit wird die Bundesregierung zur Beant-
tung der Frage 25 (Bundestagsdrucksache 16/
4) zur Fragestunde am 1. Juni 2006 noch benöti-
, in der die Bundestagsabgeordnete Elisabeth
arfenberg nach der ausgebliebenen Beantwor-

tung eines Schreibens des Sächsisch-Bayerischen
Städtenetzes an das Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung zur Sachsen-Franken-
Magistrale fragte, und wann ist mit einer Antwort
an das Städtenetz zu rechnen?
29. Abgeordneter
Peter

Hettlich
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aus
Fra
Sch
risc
welchen Gründen wurden die Mündliche
ge der Bundestagsabgeordneten Elisabeth
arfenberg sowie die Anfrage des Sächsisch-Baye-
hen-Städtenetzes bislang nicht beantwortet?
30. Abgeordnete
Petra

Pau

(DIE LINKE.)

Mit
im
setz
Dat
welchen Begründungen und Absichten wurde
Gesetzgebungsverfahren des Autobahnmautge-
es eine strenge Zweckbindung der erhobenen
en eingeführt?
31. Abgeordnete
Petra
Pau

(DIE LINKE.)

Trif
run
ge
und
ft es zu, dass die Bundesregierung eine Ände-
g des Autobahnmautgesetzes plant, um die jetzi-
Zweckbindung der Datenerhebung aufzuheben,
wenn ja, wie weit sind diese Planungen vorange-

schritten (vgl. taz 8. Februar 2007)?
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32. Abgeordneter
Jan

Mücke

(FDP)

Auf
gru
Bau
terp
welcher Rechtsgrundlage soll – vor dem Hinter-
nd des Beschlusses des Oberverwaltungsgerichts
tzen vom 13. März 2007 – der sächsische Minis-
räsident, Georg Milbradt, entsprechend der

Bitte des Bundesministers für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung, Wolfgang Tiefensee, in seinem an
den sächsischen Ministerpräsidenten gerichteten
Schreiben auf einen sofortigen Beginn des Baus der
Waldschlösschenbrücke verzichten?
33. Abgeordneter
Jan

Mücke

(FDP)

Gab
Bun
den
lich
es zwischenzeitlich Gespräche zwischen der
desregierung und Vertretern der UNESCO über
Bau der Waldschlösschenbrücke und der recht-

en Bewertung ihrer Mitfinanzierung durch den
Bund?
34. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)

Wie
prio
keh
Dre
steht die Bundesregierung zur Erweiterung des
ritären Projektes 22 des transeuropäischen Ver-
rsnetzes (TEN-T) von Prag nach Norden über
sden–Berlin–Nord-/Ostseehäfen im Zuge der

nächsten Revision der Leitlinien für das transeuro-
päische Verkehrsnetz 2009/2010, und wie schätzt
die Bundesregierung die infrastrukturelle und wirt-
schaftliche Entwicklung des ost- und mitteldeut-
schen Raumes ein, wenn diese Erweiterung nicht
vorgenommen wird?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Bildung
und Forschung
35. Abgeordneter
Dr. Hakki
Keskin

(DIE LINKE.)

We
run
exp
Auf
lchen Handlungsbedarf erkennt die Bundesregie-
g nach dem aktuellen Bericht des UN-Bildungs-
erten Vernor Muñoz für den strukturellen
bau des deutschen Schulsystems?
36. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)

We
auf
Aus
lche Vereinbarungen haben Bund und Länder
der BLK-Sitzung am 23. April 2007 zur weiteren
gestaltung des Hochschulpaktes getroffen?
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37. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)

Wir
und
auf
„na
d für die von der Bundesministerin für Bildung
Forschung, Dr. Annette Schavan, in Reaktion
den Berufsbildungsbericht 2007 angekündigte

tionale Qualifizierungsinitiative“ von der Bun-
desregierung auch die Einführung einer gesetzlichen
Ausbildungsplatzumlage in Betracht gezogen, bzw.
was wird der qualitative Unterschied dieser Initia-
tive zu dem bereits bestehenden und allein auf
Selbstverpflichtungen und Appellen beruhenden
Ausbildungspakt sein?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Arbeit
und Soziales
38. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)

Mit
will
tenn
Ber
welchem Konzept und zu welchem Zeitpunkt
die Bundesregierung eine Angleichung des Ren-
iveaus Ost an West erreichen, wobei laut einem

icht des MDR-Magazins „Umschau“ zufolge die
Einkünfte ostdeutscher Rentnerinnen und Rentner
um 20 Prozent unter denen in den alten Bundeslän-
dern liegen?
39. Abgeordneter
Dr. Ilja
Seifert

(DIE LINKE.)

We
regi
Ver
ker
lche Auswirkungen hat aus Sicht der Bundes-
erung die Auflösung bzw. Regionalisierung der
mittlungsstelle für schwerbehinderte Akademi-

bei der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung
(ZAV) zum 1. Mai 2007 (siehe www.kobinetnach-
richten.org vom 17. April 2007) für arbeitsuchende
schwerbehinderte Akademikerinnen und Akademi-
ker?
40. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)

We
dar
lung
ann
lche Informationen liegen der Bundesregierung
über vor, welche EU-Länder Mindestlohnrege-
en eingeführt haben und gleichzeitig über einen

ähernd mit der Bundesrepublik Deutschland
vergleichbar geregelten Arbeitsmarkt (wie zum Bei-
spiel den vielen Schutzvorschriften für Arbeitneh-
mer – Stichwort Kündigungsschutzrecht) verfügen?
41. Abgeordneter
Volker
Schneider

(Saarbrücken)

(DIE LINKE.)

Bes
ben
rüb
Ang
länd
tehen nach Auffassung der Bundesregierung, ne-
den Lohnverhandlungen der Tarifparteien, da-

er hinaus andere Möglichkeiten, eine schnellere
leichung des Lohnniveaus der neuen Bundes-
er, das mit 0,49 Prozent deutlich hinter dem-

jenigen der alten Bundesländer mit 0,98 Prozent
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zurückgeblieben ist, zu erreichen (siehe auch be-
reits gestellte Frage 41 auf Bundestagsdrucksache
16/4973), wenn ja, welche Maßnahmen?
42. Abgeordneter
Volker
Schneider

(Saarbrücken)

(DIE LINKE.)

Wie
gier
wic
che
müssten sich nach Einschätzung der Bundesre-
ung die Beschäftigung und die Konjunktur ent-
keln, um eine Angleichung bis 2020 zu ermögli-
n?
43. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
auc
Ein
Sch
und
erklärt die Bundesregierung die Tatsache –
h angesichts der Vorbildfunktion öffentlicher
richtungen –, dass sie einerseits durch die
irmherrschaft von Bundesminister für Arbeit
Soziales, Franz Müntefering, bei der Initiative

„Fair Company“ eine adäquate Aufwandsentschädi-
gung für Praktikantinnen und Praktikanten unter-
stützt (http://www.karriere.de/faircompany) und an-
dererseits den eigenen Praktikantinnen und Prakti-
kanten innerhalb der Bundesregierung keinerlei Ver-
gütung zahlt (Bundestagsdrucksache 16/3976), und
wie gewährleistet die Bundesregierung in ihrer
Funktion als Schirmherrin, dass die Kriterien von
„Fair Company“ auch tatsächlich von den Prakti-
kumsgebern eingehalten werden?
44. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
run
vor
Pra
zieh
lautet der konkrete Zeitplan der Bundesregie-
g für die Entwicklung von gesetzlichen Lösungs-
schlägen zum Schutz von Praktikantinnen und
ktikanten, und welche konkreten Konsequenzen
t die Bundesregierung aus der Anhörung des

Petitionsausschusses des Bundestages zu diesem
Thema am 26. März 2007?
Gesch�ftsbereich des Ausw�rtigen Amts
45. Abgeordneter
Dr. Hakki

Keskin

(DIE LINKE.)

We
Rah
Rep
der
lche Initiativen plant die Bundesregierung im
men ihrer EU-Ratspräsidentschaft, um die
ublik Zypern zu einer besseren Kooperation in
Frage der Aufnahme direkter Handelsbeziehun-

gen mit Nordzypern zu bewegen?
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46. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
der
mon
15.
sich
beurteilt die Bundesregierung das Vorgehen
russischen Polizeikräfte gegenüber den De-
strantinnen und Demonstranten vom 14. und

April 2007 in Moskau und St. Petersburg hin-
tlich der Wahrung internationaler Standards von

Versammlungsfreiheit und Verhältnismäßigkeit der
Mittel?
47. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Sch
Ver
dar
schätzt die Bundesregierung derzeitig den
utz der Versammlungsfreiheit in Russland im
gleich zu internationalen Menschenrechtsstan-
ds ein?
48. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Me
nun
frei
bur
ein,
schätzt die Bundesregierung die Situation der
nschenrechte und Grundfreiheiten wie Mei-
gs- und Pressefreiheit sowie die Demonstrations-
heit nach den jüngsten Ereignissen in St. Peters-
g und in Moskau in der Russischen Föderation
und wie bewertet die Bundesregierung in diesem

Zusammenhang die jüngste Gesetzesnovellierung
des so genannten Extremismusgesetzes, nach der
nun auch die Teilnahme an so genannten Massen-
unruhen als Schwerverbrechen mit einer Freiheits-
strafe von bis zu zwölf Jahren bestraft werden kann?
49. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf
run
die
Jou
EU
welche Art und Weise wird die Bundesregie-
g in ihrer Funktion als EU-Ratspräsidentschaft
Übergriffe auf Oppositionelle und akkreditierte
rnalisten von Seiten der Sicherheitskräfte in den
-Menschenrechtskonsultationen ansprechen?
50. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
den
14.
Dem
viel
lche Kenntnisse hat die Bundesregierung über
Verbleib der in Moskau und St. Petersburg am
und 15. April 2007 über 170 festgenommenen
onstrantinnen und Demonstranten, und wie

e von ihnen befinden sich noch immer in Haft?
51. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
ber,
Dem
mon
zeik
se k
lche Kenntnisse hat die Bundesregierung darü-
ob und wie viele der Demonstrantinnen und
onstranten im Zuge der Auflösungen der De-
strationen und Festnahmen von russischen Poli-
räften geschlagen oder auf andere Art und Wei-
örperlich misshandelt wurden, bzw. wie hat die
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Bundesregierung auf diese Vorfälle reagiert, bzw.
bei welcher Gelegenheit wird die Bundeskanzlerin
dies gegenüber der russischen Seite ansprechen?
52. Abgeordneter
Wolfgang
Gehrcke

(DIE LINKE.)

Wie
des
Aht
nich
bewertet die Bundesregierung die Erklärung
russischen Außenministers, Sergej Lawrow, dem
isaari-Plan zum künftigen Status des Kosovo
t zustimmen zu wollen?
53. Abgeordneter
Wolfgang

Gehrcke

(DIE LINKE.)

Ist
russ
lung
aufz
die Bundesregierung bereit, die Forderung des
ischen Außenministers nach weiteren Verhand-
en über den künftigen Status des Kosovo positiv
ugreifen?
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